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Geſetz-Sammlung 
für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


S ae 


(Ir. 7492.) Allerhöchſter Erlaß vom 21. Juli 1869. betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis⸗Chauſſee 
im Kreiſe Marienwerder von Groß⸗Bandtken, an der Marienwerder— 
5 Graudenzer Chauſſee, bis zur Roſenberger Kreisgrenze in der Richtung 
auf Freyſtadt. f 


Maten Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Kreis- 
Chauffee im Kreiſe Marienwerder von Groß⸗Bandtken, an der Marienwerder⸗ 
Graudenzer Chauſſee, bis zur Roſenberger Kreisgrenze in der Richtung auf 
Freyſtadt genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Marienwerder das 
Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, im⸗ 
gn das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗ 
Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem gedachten Kreiſe 
gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße das 
Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die 
Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in 
demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die efreiungen, ſowie der ſonſtigen 
die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf 
den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch 
ſollen die dem Chauffeegeld- Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtim⸗ 
mungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwen⸗ 
dung kommen. f 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Bad Ems, den 21. Juli 1869. 


Wilhelm. 
Für den Finanzminiſter: Für den Miniſter für Handel zc. 
Gr. zu Eulenburg. v. Selchow. 


An den Finanzminiſter und den Minifter für Handel 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 5 
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Ausgegeben zu Berlin den 9, September 1869. 


/ 
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(Nr, 7493.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen 
f des Marienwerder Kreiſes im Betrage von 80,000 Thalern, III. Emiſſion. 
Vom 21. Juli 1869. N 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2x. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Marienwerder Kreiſes auf dem Kreis⸗ 
tage vom 27. Oktober v. J beſchloſſen worden, die zur Vollendung der vom 
Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten außer den durch die Privilegien vom 
3. September 1856. und vom 3. Mai 1858. (Geſetz-Samml. Nr. 54. für 1856. 
S. 865. ff. und Nr. 25. für 1858. S. 282. ff.) genehmigten Anleihen von 
100,000 Thalern und 60,000 Thalern noch erforderlichen Geldmittel im Wege 
einer weiteren Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten 
Kreisſtände: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons ver⸗ 
ſehene, Seitens der Gläubiger unkündbare Obligationen zu dem angenommenen 
Betrage von 80,000 Thalern ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen weder im 
Intereſſe der Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in 
Gemäßheit des §. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von 
Obligationen zum Betrage von 80,000 Thalern, in Buchſtaben: achtzig Tauſend 
Thalern, welche in folgenden Apoints: 


40,000 Thaler à 500 Thaler, 
40,000 - 2 100. 


80,000 Thaler, als 


nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 

fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 

Folgeordnung jährlich vom Jahre 1872. ab mit wenigſtens jährlich Einem Prozent 

des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den amortiſirten Schuldverſchreibun⸗ 

gen, zu tilgen ſind, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Ge⸗ 

nehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer 

Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigen⸗ 

thums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 5 pele 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Drit⸗ 

ter ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen 

eine Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die 

Geſetz⸗Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. ar map 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 

Königlichen Inſiegel. f je 
Gegeben Bad Ems, den 21. Juli 1869. 

(L. S.) Wilhelm. 
ür den ugleich für den 
Miniſter ür Handel ꝛc.: inen le 5 


v. Selchow. Gr, zu Eulenburg. 


\ 
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Eg Provinz Preußen, Regierungsbezirk Marienwerder. 


Obligation 


des 
Marienwerder Kreiſes 
Littr. 1% 0. NEE. 
über 
N ce Thaler Preußiſch Kurant. 
III. Serie. 
Auf Grund des untern beſtätigten Kreistagsbeſchluſſes vom 


27. Oktober v. J. wegen Aufnahme einer Schuld von 80,000 Thalern bekennt 
fih die ſtändiſche Kommiſſton für den Chauſſeebau des Marienwerder Kreiſes 
Namens des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläu⸗ 
bigers unkündbare Verſchreibung zu einer Schuld von Thalern Preußiſch 
Kurant, welche für den Kreis kontrahirt worden und mit fünf Prozent jährlich 
zu verzinſen iſt. 
8 Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 80,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1872, ab allmälig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds 
von wenigſtens Einem Prozent jährlich, unter Zuwachs der Zinſen von den ge⸗ 
tilgten Schuldverſchreibungen. f 2 
Die Folgeordnung der Einlöfung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. ie Auslooſung erfolgt vom Jahre 1872. ab in dem 
Monate Dezember jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, 
den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche 
noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie 
die gekündigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 
Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung erfol⸗ 
gen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt in der Zeit 
vom 20. bis 31. Dezember des betreffenden Jahres und wird wiederholt in der 
Zeit vom 20. bis 31. März, 20. bis 30. April und 20. bis 31. Mai des fol⸗ 
genden dae j fie erſcheint in dem Preußiſchen Staatsanzeiger, dem Amtsblatte 
der Königlichen Regierung zu Marienwerder, ſowie in dem Kreisblatte des 
Kreiſes Marienwerder und in der Oſtbahn, im Falle des Eingehens des letzteren 
um einem anderen, von der Königlichen Regierung zu beſtimmenden und in ihrem 
Amtsblatte bekannt zu machenden Blatte. f 
f Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten ift, wird es 
in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, von heute an ge⸗ 
rechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher N. mit jenem verzinſet. 


r. 7493). Die 


10 | 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, bei 
der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Marienwerder, und zwar auch in der nach dem Ein- 
tritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 
ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück⸗ 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ab⸗ 
gezogen. f 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren nicht 
erhobenen Zinſen, verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Theil I. 
Titel 51. $$. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Marienwerder. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch fol 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Belt 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaubhaf⸗ 
ter Weiſe darthut, nach Ablauß der Verjährungsfriſt der Betrag der angemel⸗ 
deten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt 
werden. 5 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find ..... halbjährige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. en do aan 

Die Ausgabe einer neuen Zinsfupond - Serie erfolgt bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Marienwerder gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗ 
Serie beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung 
der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern 
deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermögen. 5 Arash 

5 1 zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 


Marienwerder, den en 18 


Die ſtändiſche Kommiſſton für den Chauſſeebau im Marienwerder Kreife, > 


bee Pro 
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‚Dun Provinz preußen, Regierungsbezirk Marienwerder. 
Zinskupon 
SURE | zu der 
Kreis⸗Obligation des Marienwerder Kreiſes 


III. Serie 
Lit: . 


* Thaler Silbergroſchen. 

Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Rückgabe in der 
Zeil r tl en 535 Leis om Ariane 
V und ſpäterhin die Zinſen der vorbenannten Kreis Obligation 
für das Halbjahr vm BFF mit (in Buchſtaben) 
BES Thalern Silbergroſchen bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Marienwerder. 

Marienwerder, den .. ten 18... Ehio 


Die ſtaͤndiſche Kreiskommiſſton für den Chauſſeebau im 
Marienwerder Kreiſe. 
„ Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 
Beinen innerhalb vier Jahren nach 


der Fälligkeit, vom Schluß des betreffenden 
Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz preußen, Kegierungsbezirk Marienwerder, 


Tal on 
on zur 
Kreis⸗Obligation des Marienwerder Kreiſes. 
Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen beffen Rückgabe zu der Obli- 
gation des Meder Kreiſes, III. Serie, | 
Ertl es OEE ne URE en. OREL ee Prozent Zinſen 


die te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18., bei der Kreis. 
Kommunalkaſſe zu Marienwerder. 5 


Marienwerder, den . ten 18. 


ess 00% 


Die ftändifche Kreiskommiſſion fuͤr den Chauſſeebau im 
Marienwerder Kreiſe. 


Cr. 74937494 (Nr, 7494.) 
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(Nr. 7494) Statut der Wieſengenoſſenſchaft zu Mettendorf, im Kreiſe Bitburg des Ree 
\ gierungsbezirks Trier. Vom 12. Auguſt 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


verordnen, Behufs Verbeſſerung der auf dem Bann der Gemeinde Sinspelt 

Bürgermeiſterei Bauſtert) in den Diſtrikten: „unter der Haag und auf der 

ießwies “, ſowie der auf dem Bann der Gemeinde Mettendorf igen e 
Mettendorf) in den Diſtrikten: „auf der Gießwies, im unterſten Bruch, auf 
Meier, im Trieſch, in der Bohnenwies, Hünerwies, Höhenwies und Sauerwies, 
auf dem Rinderweg, Horauel und Rauſch, in der Mühlenſäk, Hollandswies 
und im Mühlenpeſch“, gelegenen Grundſtücke, wie ſie auf dem unter dem 
6. Juli und 16. Oktober 1868. revidirten Situationsplane des Wieſenbaumeiſters 
Stolz und in dem zugehörigen vom Bürgermeiſter Linden unter dem 27. Ja⸗ 
nuar 1869. beglaubigten Beſitzſtands ⸗Regiſter verzeichnet ſind, nach Anhörun 
der Betheiligten, dem Antrage der Mehrzahl derſelben entſprechend, auf Grun 
des Gefehes vom 28. Februar 1843. SS. 56. und 57. (Geſetz⸗Samml. für 1843. 
S. 51.) und des Geſetzes vom 11. Mai 1853. Artikel 2. (Geſetz⸗Samml. für 
1853. S. 183.), was folgt: ö f 
s F. I. 


Die Beſitzer der vorgedachten Grundſtücke, welche nach dem Beſitzſtands⸗ 
Regiſter eine Fläche von 222 Morgen 57 Quadratruthen 10 Quadratfuß ent. 
halten, werden zu einem Wieſenverbande vereinigt, um den Ertrag ihrer Grund 
ſtücke durch Ent⸗ und Bewäſſerung zu verbeſſern. 

Der Verband hat Korporationsrechte und ſein Domizil bei dem jedes⸗ 
maligen Wieſenvorſteher; er führt den Namen: „Wieſengenoſſenſchaft zu 
Mettendorf.“ p ste 

$. 2. 

Die Haupt-Be- und Entwäſſerungsgräben, die Wehre und Schützen, 
die Bachregulirungen, überhaupt alle zur vortheilhaften Berieſelung der Vers 
bandwieſen erforderlichen Anlagen, werden auf gemeinſchaftliche Koſten des 
Verbandes gemacht und unterhalten nach einem Plan, welcher durch den beſtellten 
e anzufertigen und in Streitfällen von der Regierung feſtzu⸗ 

ellen iſt. 5 EE 
Die Befaamung, der Umbau und die ſonſtige Unterhaltung der einzelnen 
Wieſenparzellen durch Planirung, Düngung sc. bleibt den Eigenthümern über⸗ 
laſſen, jedoch find dieſelben gehalten, dabei den Anordnungen des Wieſenvor⸗ 
ſtehers im Intereſſe der ganzen Anlage Folge zu leiſten, auch können ſie die 
Ausführung der ihnen obliegenden Arbeiten dem Wieſenwärter des Verbandes 
für ihre Rechnung übertragen. 55 a an 


| 5. 3. l 

Die Beiträge zur Anlegung und Unterhaltung der gemeinſchaftlichen An- 
ee den Genoſſen nach Verhältniß ihrer betheiligten Flächen auf- 
8 i oi 


sor Der 4 
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Der Bürgermeiſter ſetzt die Hebeliſten auf Antrag des Wieſenvorſtehers 


feſt und läßt die Beiträge von den Säumigen durch adminiſtrative Exekution 
zur Genoſſenſchaftskaſſe einziehen. f 
Die Anlagen werden, je nach der Beſtimmung des Vorſtandes, entweder 
durch Naturalleiſtungen der Eigenthümer, oder in Tagelohn ausgeführt unter 
Leitung eines Wieſenbaumeiſters; wo es indeß zweckmäßig iſt, kann der Vorſtand 
die Arbeiten auch an den Mindeſtfordernden verdingen. Im Falle der Natural⸗ 
leiftung ijt der Wieſenvorſteher befugt, die nicht rechtzeitig oder nicht gehörig 
ausgeführten Arbeiten nach einmaliger vergeblicher Erinnerung auf Koſten der 
Säumigen machen und die Koſten von denſelben durch Exekution beitreiben zu 
1 1 Eben dazu iſt der Wieſenvorſteher befugt bei Arbeiten, welche den ein⸗ 
zelnen Genoſſen für ihre Grundſtücke obliegen und im Intereſſe der ganzen 
Anlage nicht unterbleiben dürfen. . | 

§. 4, 
Die Anlegung der nöthigen Gräben, Wehre de. muß jeder Wieſengenoſſe 
ohne Weiteres geftatten und den dazu erforderlichen Grund und Boden her⸗ 
geben. Soweit ihm der Werth nicht durch das an den Dammböſchungen und 
Uferrändern wachfende Gras oder andere zufällige Vortheile erſetzt werden ſollte, 
iſt Entſchädigung zu gewähren. Streitigkeiten hierüber werden, mit Ausſchluß 
des Rechtsweges, ſchiedsrichterlich entſchieden (§. 9.). 
Die Erwerbung von Grund und Boden, welcher nicht Mitgliedern des 
Wieſenverbandes gehört, erfolgt nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 28; Fe⸗ 
bruar 1843. 5 95 

§. 5 


Die Angelegenheiten des Wieſenverbandes werden geleitet von einem 
Wieſenvorſteher und zwei Wieſenſchöffen, welche zufammen den Vorſtand bilden. 
Dieſelben bekleiden ein Ehrenamt. I 
Die Mitglieder des Vorſtandes werden von den Wieſengenoſſen aus ihrer 
Mitte auf drei Jahre gewählt, nebſt zwei Stellvertretern für die Wieſenſchöffen. 
Bei der Wahl hat jeder Wieſen enoſſe Eine Stimme; wer mehr als zwei Morgen 
im Verbande beſitzt, hat zwei oe wer vier Morgen beſitzt, drei Stimmen, 
und ſo fort für je zwei orgen mehr, Eine Stimme mehr. 1 
Der Bürgermeiſter beruft die Wahlverſammlung und führt den Vorſitz 
in derſelben. Er verpflichtet die Gewählten durch Handſchlag an Eidesſtatt. 
Minderjährige und moraliſche Perſonen können durch ihre geſetzlichen Ver⸗ 
treter, Ehefrauen durch ihre Ehemänner mitſtimmen. 

Wählbar iſt derjenige, welcher mindeſtens Einen 1 Wieſe im Ver⸗ 
bande beſizt und den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte nicht durch rechtskräftiges 
Erkenntniß verloren hat. 

a N Uebrigen find bei der Wahl die Vorſchriften für Gemeindewahlen zu 
eoba ) n. 7; TIER E 3 1 2 

Zur N des Vorſtandes dient das vom Bürgermeiſter beſcheinigte 
Wahlprotokoll. i 3 
Nr, 7494.) $. 7, 
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§. 7. 
’ Der: Wiefenvorfteher iſt die ausführende Verwaltungsbehörde des Ver 
bandes und vertritt denſelben anderen Perſonen und Behörden gegenüber. 
Er hat insbeſondere: a 

a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach dem feſtgeſtellten 

8 Benäfferimgeplante 10 Sur des vom Vorſtande erwählten Wieſen⸗ 
baumeiſters zu veranlaſſen und dieſelbe zu beaufſichtigen / 

b) die Beiträge auszuschreiben, die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen und 
die Kaſſenverwaltung zu revidiren, 

e) die Voranſchläge und Jahres rechnungen den Wieſenſchöffen zur Feſtſtellung 
und Abnahme vorzulegen; 

d) den Wieſenwärter und die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen 
und die halbjährige Grabenſchau im April und November mit den 
Wieſenſchöffen abzuhalten f 

e) den Schriftwechſel für den Wieſenverband zu führen und die Urkunden 
deſſelben zu unterzeichnen; zur Abſchließung von Verträgen iſt die Zu⸗ 
ſtimmung der Wieſenſchöffen nbi 

£) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung 
dieſes Statuts und der beſonders dazu erlaſſenen Reglements bis zur 
Höhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Kaſſe einzuziehen. 

In Behinderungsfällen läßt ſich der Wieſenvorſteher durch einen Wieſen⸗ 
ſchöffen vertreten. 908 ö 


Zur Bewachung und Bedienung der Wieſen ſtellt der Vorſtand einen 
Wieſenwärter auf dreimonatliche Kündigung an, deſſen Lohn die Generalverſamm⸗ 
lung der Genoſſen bei der Wahl des Vorſtandes ein⸗ für allemal beſtimmt. Die 
Wahl des Wieſenwärters unterliegt der Beſtätigung des Landrathes. Der Wieſen⸗ 
wärter ift allein befugt zu wäſſern und muß jo wäſſern, daß alle Parzellen den 
verhältnißmäßigen Antheil an Waſſer erhalten. Kein Eigenthümer darf die 
Schleufen öffnen oder zuſetzen oder überhaupt die Bewäſſerungsanlage eigenmäch⸗ 
tig verändern, bei Vermeidung einer Konventionalſtrafe von zwei Thalern für 
jeden Kontraventionsfall. Der Wieſenwärter wird als Feldhüter vereidigt; er 
muß den Anweisungen des Wieſenvorſtehers pünktliche Folge leiſten und kann 


von demſelben mit Verweis und Geldbuße bis zu Einem Thaler beſtraft werden. 1 


Sd, 

Die we welche gold n Mitgliedern des Verbandes über das 
Eigenthum von Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf ſpe⸗ 
ziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entſtehen, 
gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden nach erfolgter Feſtſtellung des Bewäſſerungsplanes durch 


die Regierung ($. 2.) alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten des Ber | 


bandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines oder des anderen Genoſſen 
betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. W | 
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iſt, mindeſtens Einen Morgen Wieſe beſitzt und nicht Mitglied des Verbandes iſt. 
Wenn der Bürgermeiſter ſelbſt Mitglied des Verbandes ſein ſollte, ſo muß der 
Landrath auf Antrag eines Betheiligten einen anderen unparteiiſchen Vorſitzenden 
des Schiedsgerichts ernennen. Daſſelbe kann der Landrath thun, wenn ſonſtige 
Einwendungen gegen die Perſon des Bürgermeiſters von den Betheiligten erhoben 
werden, welche deſſen Unparteilichkeit nach dem Ermeſſen des Landrathes beein⸗ 


trächtigen. 
5 $. 10. 


Wegen der Wäſſerungsordnung, der Grabenräumung, der Heuwerbung 
und der Hütung auf den Wieſen hat der Vorſtand die nöthigen Beſtimmungen 
zu treffen und kann deren Uebertretung mit Ordnungsſtrafen bis drei Thaler 
bedrohen. 8 a N 


5 N $. 12. 
Der Wiefenverband iſt der Oberaufſicht des Staates unterworfen. 

Das Aufſichtsrecht wird von dem Kreislandrathe, von der Regierung in = 
Trier als Landespolizeibehörde und von dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen ei 
Angelegenheiten gehandhabt in dem Umfange und mit den Befugniſſen, welche 85 
den Aufſichtsbehörden der Gemeinden zuſtehen. f | | 

Baal Sins. zalt sel: Ne stiet. aad u nad Has 
Di.eſes Statut kann nur mit Genehmigung des Miniſters für die land⸗ 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten abgeändert werden. 

* Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. f Es 1 8 

Gegeben Wiesbaden, den 12. Auguſt 1869. Een 

| (L. S.) Wilhelm 


3 Für den Juſtizminiſter: 
v. Selchow. v. Mühler. 
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(Nr. 7495.) Statut des Meliorationsverbandes für das Squirawener Bruch im Kreiſe Be u 


Berent, Vom 18. Auguſt 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Konig von Preußen a. 


verordnen, nach Anhörung der Betheiligten, auf Grund der $$. 56. und 57. 
des Geſetzes vom 28. Februar 1843., was folgt: 


SB 
Umfang und Zweck des Verbandes. 
Die Beſitzer der Grundſtücke im Squirawener Bruche werden zu einer 
Genoſſenſchaft unter der Benennung: 
„Meliorationsverband für das Squirawener Bruch“ 
vereinigt / um ihre Grundſtücke durch Entwäſſerung zu verbeſſern. 


Der Verband hat Korporationsrechte und feinen Gerichtsſtand bei der 
Kreisgerichtsj⸗Deputation zu Berent. 


$. 2. | 

Das Meliorationsgebiet ift auf der von dem Feldmeſſer Bauer im Jahre 
1867/68. zuſammengeſtellten Karte des Squirawener Bruches eingetragen und 
umfaßt die in dem propiſoriſchen Kataſter des ꝛc. Bauer de 1868. ausgewor⸗ 
fenen Flächen von zuſammen 2,180 Morgen 27 Quadratruthen. ak 
Die definitive Feſtſtellung der zum Meliorationsgebiete gehörigen Grund- 

ſtücke und ihres Beitragsfußes wird durch das nach $. 6. auszufertigende Kata⸗ 
ſter erfolgen. 


Der Zweck des Verbandes ift die Entwäſſerung des im $. 2. bezeichneten 


Meliorationsgebietes durch Beſeitigung der Stauanlage der Borroweer Mühle 
und Regulirung des Schwarzwaſſers und der Seitengräben deſſelben nach dem 
bei der Prüfung in den oberen technifchen Inſtanzen gebilligten Melioration I 


plane des Oekonomie ⸗Kommiſſionsrathes Waas vom 14. März 1868. * 
Erhebliche Abänderungen des Meliorationsplanes, welche im Laufe der 


Ausführung nöthig erſcheinen, dürfen nur mit Genehmigung des Miniſters für * 


die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werden. 
Dem Verbande liegt ferner die künftige Unterhaltung der von ihm aus 


geführten Entwäſſerungsanlagen ob. 


§. 4. 


Jeder Verbandsgenoſſe iſt berechtigt, die Aufnahme des Waſſers, deſſen e 
ſich entledigen will, in die Hauptentwäſſerungszüge zu verlangen; die lege 
de 


= 


der Zuleitungsgräben aber liegt ihm allein ob. Die Zuleitung muß an den vom 


Schaudirektor vorzuſchreibenden Punkten geſchehen. 

In den gemeinſchaftlichen Gräben des Verbandes darf das Waſſer nur 
mit widerruflicher Genehmigung des Schaudirektors von einzelnen Verbands⸗ 
mitgliedern aufgeſtaut oder abgeleitet: werden. 


SP 
Beſchränkungen des Eigenthums. 


Die Verbandsgenoſſen haben den zu den Entwäſſerungsgräben erforder⸗ 
lichen Grund und Boden ſoweit unentgeltlich herzugeben, als der bisherige 
Nutzungswerth durch die dem Beſitzer demnächſt verbleibende Grasnutzung auf 
den Uferböſchungen, durch die Ueberweiſung der eingehenden Fließ⸗ und Graben⸗ 
ſtrecken und durch die ſonſtigen aus der Regulirung erwachſenden zufälligen Vor⸗ 
theile aufgewogen wird. 

Streitigkeiten hierüber werden, mit Ausſchluß des Rechtsweges, ſchieds⸗ 
richterlich ($. 14.) entſchieden. Außerdem wird dem Verbande zur vollſtändigen 

Ausführung des Regulirungsplanes und der damit in Verbindung ſtehenden 
Anlagen das Recht zur Expropriation verliehen. 

Darüber, welche Gegenſtände der Expropriation unterliegen, ſteht die Ent⸗ 
ſcheidung der Regierung zu Danzig zu, mit Vorbehalt eines innerhalb einer 
Präkluſtofriſt von ſechs Wochen einzulegenden Rekurſes an den Miniſter für die 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 

Deie Feſtſtellung der Entſchädigungen erfolgt im Mangel der Einigung 
in dem SS. 45. bis 51. des Geſetzes vom 28. Februar 1843. bezeichneten 
Verfahren. 

Wegen Auszahlung und Verwendung der Geldvergütigung für die der 
Erpropriation unterworfenen Grundſtücke kommen die für den Chauſſeebau der 
Provinz Preußen beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen zur Anwendung. 

Die Uebergabe der Grundſtücke und die Ausführung der Bauten wird 
durch die Einwendungen gegen die vorläufig feſtgeſetzte Entſchädigung nicht auf⸗ 
gehalten und ijt nöthigenfalls durch adminiſtrative Exekution der reispolizei⸗ 
behörde zu erzwingen. N 
: „Das Recht der Expropriation bezieht ſich insbeſondere auch auf den Er⸗ 
werb des Borromeer Mühlenſtaurechtes mit feinen Stauanlagen, ſowie auf die 

Abtretung der durch die Verlegung und Anlage der Fließ⸗ und Bachbetten ganz 
oder theilweiſe auf das andere Ufer kommenden Grundſtücke, ſofern deren Eigen⸗ 
fſtthümer oder ſonſtige Nutzungsberechtigte nicht auf das Recht, für die ihnen er⸗ 
wachſenden Inkonvenienzen Entſchädigung zu verlangen, verzichten. 


$. 6. 
Beitragspflicht der Verbandsgenoſſen. 


5 Die Koſten der Erwerbung des Borroweer Mühlenſtaues und der Aus- 
führung und Unterhaltung der Entwäſſerungsanlagen ſind von den Verbands⸗ 
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genoſſen nach Verhältniß des Vortheils aufzubringen; der Beitragsfuß wird 
durch das Kataſter feſtgeſtellt. g 

Das Kataſter iſt von dem Königlichen Kommiſſarius unter Zuziehung 
zweier von dem Verbandsvorſtande gewählten Sachverſtändigen aufzuſtellen und 
zur Einſicht der Verbandsgenoſſen auf dem Landrathsamte zu Berent auszulegen, 
ſowie auch den Gemeindevorſtänden und den Beſitzern der nicht zu einem Ger 


meindeverbande gehörigen Güter extraktweiſe mitzutheilen. Die Auslegung des 


Kataſters iſt unter Feſtſetzung einer vierwöchentlichen Friſt für die Einſicht des⸗ 
ſelben und die Anbringung von Reklamationen durch das Amtsblatt der Regie⸗ 
rung zu Danzig bekannt zu machen. Nur innerhalb dieſer Friſt können Be⸗ 
ſchwerden gegen das Kataſter bei dem Landrathsamte zu Berent oder dem 


Königlichen Kommiſſarius angebracht werden. Dieſe Beſchwerden werden unter 
Zuziehung des Beſchwerdeführers und eines Vorſtandsmitgliedes, ſowie geeigneter 


von der Regierung zu ernennender Sachverſtändigen von dem Kommiſſarius 
unterſucht. 
one Reſultat der Unterfuchung wird dem Beſchwerdeführer und dem 
Vorſtandsmitgliede bekannt gemacht, ſind beide damit einverſtanden, ſo wird das 
Kataſter demgemäß berichtigt, andernfalls ſind die Akten der Regierung zu 
Danzig zur Entſcheidung einzureichen. 
Gegen die Entſcheidung der Regierung iſt binnen ſechs Wochen nach er⸗ 


folgter Bekanntmachung der Rekurs an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen 


Angelegenheiten zuläſſig. Werden die Beſchwerden verworfen, ſo treffen die 
Koſten der Unterſuchung die Beſchwerdeführer. 
Das feſtgeſtellte Kataſter wird von der Regierung zu Danzig ausgefertigt 
und dem Verbandsvorſtande zugeſtellt. b 
Berichtigungen des feſtgeſtellten Kataſters find, abgeſehen von Parzelli⸗ 
rungen und Beſitzveränderungen, nur bei erheblichen fünf Prozent überſteigenden 
Vermeſſungsfehlern zuläfig; Reviſionen des Kataſters und der zu Grunde gee 
legten Einſchätzung können nur nach Ablauf zehnjähriger Zeiträume auf den An⸗ 
trag des Vorſtandes von der Regierung angeordnet werden. 
Bis zur Feſtſtellung des Kataſters ſind die etwa erforderlichen Beiträge 
vorbehaltlich ſpäterer Ausgleichung nach dem im §. 2. erwähnten proviſoriſchen 
Kataſter aufzubringen. 


§. 7. 
Vorſtand des Verbandes. 
An der Spitze des Verbandes ſteht ein Vorſtand von vier Mitgliedern 


oder deren Stellvertretern, welche jedesmal auf ſechs Jahre gewählt werden. 


Tritt während der Wahlperiode ein Vorſtandsmitglied oder Stellvertreter aus, 
ſo findet eine Neuwahl für den Reſt der Wahlperiode ſtatt. 

Das Amt der Vorſtandsmitglieder und Stellvertreter iſt ein unbeſoldetes 
Ehrenamt. Wählbar dazu iſt jeder großjährige Verbandsgenoſſe, welcher den 
Beſitz der bürgerlichen Rechte nicht verloren de und mindeſtens fünf Morgen 


Wahl im Verbande beſitzt. Mit dem Aufhören der Wählbarkeit erliſcht die 
ahl. 
Die 


r 
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ftellung des Kataſters wird die Stimmberechtigung nach der 
Fläche der betheiligten Grundſtücke bemeſſen. 


190 $. 8. 8 n 

Das Wahlgeſchäft iſt durch den Landrath des Kreiſes Berent zu leiten 

0 abzuhalten derſelbe iſt jedoch befugt, den Schaudirektor damit zu beauf⸗ 
ragen. 


Zum Zwecke der Wahl wird eine Liſte der Wähler mit Angabe der 
Stimmenzahl aufgeſtellt und vierzehn Tage lang auf dem landräthlichen Büreau 
zur Einſicht ausgelegt. Während dieſer Zeit kann jeder Betheiligte Einwendun⸗ 
gen dagegen erheben. Die Entſcheidung darüber und überhaupt die Prüfung 
der Wahlen ſteht bei der erſten Wahl der Regierung zu Danzig, bei den fol⸗ 

genden Wahlen dem Verbands vorſtande zu. 


$. 9. 


Der Vorſtand hat über alle Angelegenheiten des Verbandes zu beſchließen 
und die Verwaltung zu kontroliren. Er verſammelt ſich in jedem Jahre einmal 
zur Frühjahrsgrabenſchau, ſtellt den Etat feſt, nimmt die Jahresrechnung ab 
und faßt die ſonſt nöthigen Beſchlüſſe. 

Außerordentliche Vorſtandsſitzungen können vom Schaudirektor veranlaßt 
werden. f 

Die Zuſammenberufung des Vorſtandes erfolgt unter Angabe der Gegen⸗ 
ſtände der Verhandlung durch den Schaudirektor ; Vorſtandsmitglieder, die am 
Ee verhindert find, müffen die Vorladung ihrem Stellvertreter ohne Verzug 
mittheilen. 

Den Vorſitz in den Vorſtandsſitzungen führt der Schaudirektor; der Vor⸗ 
ſtand iſt beſchlußfähig, wenn drei Mitglieder oder Stellvertreter zugegen ſind. 
Die Befchlüffe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt; bei Stimmengleichheit ent⸗ 
ſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 5 


$. 10. 
Schaudirektor. 


N An der Spitze der Verwaltung ſteht ein Schaudirektor, welcher aus der 
Zahl der Vorſtandsmitglieder von dieſen und den Stellvertretern gewählt wird. 
Die Wahlverſammlung beruft und leitet der Landrath, jedoch ohne Stimmrecht 

und nur bei Stimmengleichheit mit entſcheidendem Votum. 

Cr. 7405.) : Die 
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Die Wahl des Schaudirettors bedarf der Beſtätigung der Regierung. 
Wird dieſe verſagt, ſo fungirt bis zu einer die Beſtätigung erhaltenden Neuwahl 
der Landrath des Kreiſes Berent als Schaudirektor. 

Das Amt des Schaudirektors iſt ein Ehrenamt; nur für baare Auslagen 
iſt ihm eine Vergütigung vom Vorſtande feſtzuſetzen. 

In einzelnen Fällen kann ſich derſelbe durch ein Vorſtandsmitglied ver⸗ 
treten laſſen. 


Der Schaudirektor wird durch den Landrath, die Vorſtandsmitglieder und 
Stellvertreter aber werden durch den Schaudirektor durch Handſchlag an Eides⸗ 


ſtatt verpflichtet. 
Sl 


Der Schaudirektor iſt die ausführende Verwaltungsbehörde, er vertritt den 
Verband Dritten gegenüber und handhabt die örtliche Polizei zum Schutze der 
Verbandsanlagen. 


Derſelbe hat insbeſondere: 


1) die Verſammlungen des Vorſtandes zu berufen und als Vorſitzender mit 
Stimmrecht zu leiten; 


2) den Entwurf des Etats und die Jahresrechnung in den Frühjahrs⸗ 
verſammlungen vorzulegen; 


3) die jährliche Grabenſchau mit den Vorſtandsmitgliedern abzuhalten; 


4) die Beiträge zur Verbandskaſſe auszuſchreiben und Sa im Wege 
der adminiſtrativen Exekution beitreiben zu laſſen; 


5) die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen und die a zu 
kontroliren 


6) den Schriftwechſel für den Verband zu führen und die Urkunden für 
denſelben zu vollziehen. 
§. 12. 
Grabenwärter. 


Dem Vorſtande bleibt es vorbehalten, einen aus der Verbandskaſſe zu 
beſoldenden Grabenwärter zur Beaufſichtigung der Anlagen und Leitung N 


Unterhaltungsarbeiten anzuftellen. 


§. 13. 
Rendant. 


Die Verbandskaſſe wird durch einen Rendanten verwaltet, welcher vom 
Vorſtande 90 Kündigung gegen Remuneration und unter Kautionsbeſtellung 
angeſtellt wird. 

$. 14. 
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Schlichtung und Entſcheidung über Streitigkeiten unter den 
Verbandsgenoſſen. 


Streitigkeiten unter den Verbandsgenoſſen über das Eigenthum von 
Grundſtücken, die Zuſtändigkeit oder den Umfang von Grundgerechtigkeiten oder 
Nutzungsrechten, und beſondere, auf ſpeziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und 
Verbindlichkeiten gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. Alle an- 
deren, die gemeinſamen Angelegenheiten des Verbandes oder die vorgebliche Be⸗ 
einträchtigung einzelner Genoſſen betreffenden Beſchwerden werden von dem Vor⸗ 
ſtande unterſucht und entſchieden. 3 


Gegen die Entſcheidung fteht jedem Theile binnen zehn Tagen, von der 
Bekanntmachung derſelben an, der Rekurs an ein Schiedsgericht frei, welcher 
bei dem Schaudirektor anzumelden iſt. 

Das Schiedsgericht beſteht aus dem Landrathe des Kreiſes Berent als 
Vorſitzenden und zwei Schiedsrichtern, deren einer von dem Verbandsvorſtande 
und der andere von den Rekurrenten gewählt wird. Enthalten ſich dieſe binnen 
vier Wochen der Wahl, ſo erfolgt die Ernennung durch den Landrath. 

Das Schiedsgericht entſcheidet nach Stimmenmehrheit. Der unterliegende 
Theil trägt die Koſten. N 

Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. 


F. 15. 
Aufſichtsrecht der Staatsbehörden. 
Der Verband ijt dem Auffichtsrechte der Staatsbehörden nach den geſetz⸗ 


lichen Beſtimmungen über die Beauffichtigung der Korporationen unterworfen. 


$. 16. 
Uebergangsbeſtimmungen. 


Bis zur Vollendung der Verbandsanlagen vertritt ein Kommiſſarius der 
Regierung die Stelle des Schaudirektors und leitet den Bau mit Hülfe eines 
vom Vorſtande gewählten und aus der Verbandskaſſe remunerirten Bau⸗ 
technikers. 

Auf Antrag des Vorſtandes und mit Genehmigung der Regierung kann 
jedoch ſchon während der Ausführung der Meliorationsbauten ein Schaudirektor 
gewählt und mit der Leitung der Bauten beauftragt werden. 


S. 17. 
Abänderungen des Statuts. 


Abänderungen dieſes Statuts können nur unter landesherrlicher Geneh⸗ 
migung erfolgen. 
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